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Was müssen Gesundheitsfachpersonen
besonders beachten, wenn sie trans*-
Menschen begleiten?

In der Behandlung und der mediko-legalen
Beurteilung von trans*Menschen ist nach
dem jeweils aktuellen Stand des Wissens zu

handeln (1). Definiert wird dieser Stand des
Wissens in erster Linie in den von der World
Professional Association for Transgender Health
herausgegebenen Standards of Care (2); 2014
konkretisierten Fachpersonen diese welt-
weiten Versorgungsempfehlungen für die
Schweizer Gegebenheiten (3). Über diese Ver-
sorgungsempfehlungen hinaus sind insbeson-
dere auch jüngere Forschungserkenntnisse
beizuziehen.
Diagnostik und geschlechtsangleichende me-
dizinische Massnahmen greifen stets in die In-
tegrität der entsprechenden Person ein;
Eingriffe, die gerechtfertigt werden müssen. Als
Rechtfertigung im Vordergrund steht die vor-
gängige, freie und informierte Einwilligung der
urteilsfähigen trans*Person (4). Diese Einwilli-
gung wiederum setzt, wie bei anderen Eingrif-
fen auch, eine individuelle Aufklärung voraus,
deren Inhalte von der jeweiligen Person ver-
standen wurden (5). Spezifisch relevant
hinsichtlich der Aufklärung vor geschlechtsan-
gleichenden Massnahmen ist die Information
über verschiedene Möglichkeiten und Techni-
ken geschlechtsangleichender Massnahmen
sowie über zu erwartende Ergebnisse – auch
nicht zufriedenstellende – und mögliche Kom-
plikationen. Zudem hat die Fachperson trans-
parent hinsichtlich der eigenen Erfahrung und
Kompetenz zu kommunizieren. Bei relativ ge-
ringer Erfahrung ist von der Fachperson selbst
die Option zu thematisieren, die Behandlung
bei fachlich überlegeneren Kolleg_innen im
In- oder Ausland durchführen zu lassen. Zu in-
formieren ist zudem über die Möglichkeit der

Leistungsverweigerung durch die Krankenver-
sicherung.
Die Information, dass eine Person trans* ist
oder dass sie geschlechtsangleichende Mass-
nahmen vornehmen liess, fällt unter das
Berufsgeheimnis (Art. 321 StGB), das Daten-
schutzrecht und das Grundrecht auf Achtung
des Privatlebens (Art. 8 EMRK, Art. 10 Abs. 2
und Art. 13 BV). Entsprechend haben trans*-
Menschen einen Anspruch darauf, dass diese
sensiblen Informationen von Gesundheitsfach-
personen, aber auch beispielsweise der Ad-
ministration eines Spitals, nicht unbefugt wei-
tergereicht werden.

Übernimmt die obligatorische Kranken-
pflegeversicherung die Kosten für 
geschlechtsangleichende Massnahmen?
Grundsätzlich: Ja. Gemäss Rechtsprechung des
Bundesgerichts kommt dem Bedarf an ge-
schlechtsangleichenden medizinischen Mass-
nahmen Krankheitswert zu (6). Die Leistungs-
pflicht der obligatorischen Krankenpflege-
versicherung besteht demnach für alle
wirksamen, zweckmässigen und wirtschaftli-
chen Massnahmen (Art. 32 KVG) zur Verände-
rung der primären und der sekundären
Geschlechtsmerkmale, vorausgesetzt, eine Dia-
gnose «Gender-Dysphorie» oder «Transsexua-
lismus» liegt vor (7). Die Kriterien der
Zweckmässigkeit und der Wirtschaftlichkeit
konkretisierte das Bundesgericht in den Acht-
zigerjahren für geschlechtsangleichende
Operationen (8). Heute steht diese Rechtspre-
chung jedoch in derart eklatantem Wider-
spruch zum medizinischen Wissen und zu den
Versorgungsempfehlungen, dass sie keine Gel-
tung mehr beanspruchen kann (9).
Zu verneinen ist die Leistungspflicht für Haar-
entfernungen, die nicht von zugelassenen Leis-
tungserbringer_innen wie Kosmetiker_innen
vorgenommen werden (10). Möglich ist hinge-
gen, so das Sozialversicherungsgericht des
Kantons Waadt in einem Urteil von 2015, die

Kostenübernahme für Genitalangleichungen,
die von besonders erfahrenen Chirurg_innen
im Ausland durchgeführt werden. Denn an
Schweizer Spitälern werden diese Eingriffe in
derart kleiner Zahl vorgenommen, dass das
Gericht die damit verbundenen Risiken als me-
dizinisch unzumutbar einstufte (11). Von der IV
übernommen werden können die Kosten für
Perücken bei trans*Frauen (12).

Sind trans*Menschen in der Schweiz gegen
Diskriminierung geschützt?
Jein. Art. 8 Abs. 2 der Bundesverfassung
schützt gegen Diskriminierung unter anderem
aufgrund des «Geschlechts», worunter auch
Diskriminierungen von trans*Menschen sub-
sumiert werden (13). Jedoch schützt die Bun-
desverfassung nur gegen Diskriminierung von-
seiten des Staates, was auch staatliche Spitäler
mit einschliesst, und von Privaten, die staatli-
che Aufgaben erfüllen, wie zum Beispiel die
obligatorischen Krankenpflegeversicherungen.
Gegen Diskriminierungen durch Private sind
trans*Menschen in der Schweiz nur partiell ge-
schützt, namentlich im Erwerbsleben durch
das Gleichstellungsgesetz. 

Können trans*Menschen ihren Namen und
den Geschlechtseintrag anpassen?
Ja. trans*Menschen, die in der Schweiz ihren
offiziellen Wohnsitz haben, können unabhän-
gig von ihrem Alter den amtlichen Namen und
das amtliche Geschlecht ändern lassen. Bis vor
Kurzem setzten viele Gerichte dafür noch
einen Nachweis der Fortpflanzungsunfähigkeit
voraus (14). Doch seit der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) im April
2017 (15) jeglichen Zwang zu medizinischen
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Angleichungsmassnahmen als Menschen-
rechtsverletzung verurteilte, hat sich auch die
Schweizer Rechtspraxis verändert: Heute be-
darf es für die Änderung(en) eines Gesuchs der
trans*Person und einer Bestätigung von psy-
chologischer oder psychiatrischer Seite.
Menschen, deren Geschlechtsidentität weder
(ausschliesslich) männlich noch (ausschliess-
lich) weiblich ist, können in der Schweiz – an-
ders als beispielsweise in Australien, Indien,
Kanada, Malta oder Nepal – bisher keinen pas-
senden offiziellen Geschlechtseintrag erlan-
gen. Jedoch besteht viel Spielraum bei der
Wahl von neuen Vornamen: Das Schweizer
Recht verlangt keine geschlechtseindeutigen
Namen; möglich ist auch eine Kombination
von weiblichen, männlichen oder neutralen
Namen.

Können trans*Menschen in der Schweiz
Asyl erhalten?
Grundsätzlich: Ja. trans*Menschen, die glaub-
haft machen können, dass sie aufgrund ihrer
vermuteten oder tatsächlichen Geschlechtsi-
dentität oder ihres Geschlechtsausdruckes be-
droht werden, sollten als Flüchtlinge anerkannt
werden (16). Wiederkehrend – das zeigt die Pra-
xis – kommt es jedoch vor, dass die Schweizer
Behörden in rechtlich fragwürdiger Weise ihren
Ermessensspielraum zuungunsten der Asylsu-
chenden nutzen. Auch während des Verfahrens
ist der tatsächliche Schutz der Menschenrechte
asylsuchender trans*Menschen nicht immer
gewahrt. Insbesondere die Unterbringung in
Kollektivunterkünften wird ihrem Schutzan-
spruch meist nicht gerecht (17).

Was müssen Schulen beachten,
wenn ihnen ein trans*Kind anvertraut ist?
Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf
besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und
auf Förderung ihrer Entwicklung, so Art. 11
Abs. 1 der Bundesverfassung; die UNO-Kinder-
rechtskonvention verankert das Recht aller
Kinder, dass bei allen sie betreffenden Mass-
nahmen das Kindeswohl vorrangig zu berück-
sichtigen ist (Art. 3 Abs. 1 UNO-KRK) und sie vor
schädlichen Einflüssen zu schützen sind. Diese
Grundsätze gelten auch für den Umgang mit
trans*Schüler_innen. Das heisst, dass Schulen

ein trans*Kind vor Gefährdungen, beispiels-
weise durch Mobbing, schützen müssen
und trans*Kinder nicht aufgrund ihrer Ge-
schlechtsidentität diskriminiert werden dürfen
(18).
Schulen, die trans*Kindern verbieten, in der
Schule entsprechend ihrer Geschlechtsidenti-
tät zu leben, gefährden das Kindeswohl und
verletzen dadurch die Grundrechte des Kindes.
trans*Kinder haben folglich das Recht, bei-
spielsweise mit ihrem gewünschten Namen
angesprochen zu werden, die ihrer Ge-
schlechtsidentität entsprechenden Toiletten
zu benutzen oder bei Gruppeneinteilungen
nach Geschlecht entsprechend ihrer Identität
eingeteilt zu werden. Auch (Abschluss-)Zeug-
nisse sind den trans*Schüler_innen, Studieren-
den oder Lernenden auf ihren gewählten
Namen und auf das entsprechende Geschlecht
auszustellen, unabhängig von amtlichen Ände-
rungen. Denn andernfalls legt die Ausbildungs-
institution das trans*Sein gegenüber allen
offen, die das Zeugnis zu sehen bekommen.
Dies verletzt das Recht auf Schutz des Privatle-
bens (Art. 8 EMRK, Art. 10 Abs. 2 und Art. 13 BV)
respektive den zivilrechtlichen Persönlichkeits-
schutz (Art. 28 ff. ZGB).
Des Weiteren steht dem trans*Kind das Recht
auf alters- und entwicklungsadäquaten Einbe-
zug in allen Fragen, die es betreffen (Art. 12
UNO-KRK), zu. Suchen also beispielsweise El-
tern, Lehrerschaft und Schulleitung gemein-
sam nach Lösungen für den Schulalltag, so ist
das Kind einzubeziehen und ihm ein Mitbe-
stimmungsrecht entsprechend seinem Alter
und Entwicklungsstand einzuräumen. �
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